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INGRID HÖNLINGER UND WAHLKAMPFHELFER IN DER KIRCHSTRAßE IN LUDWIGSBURG

Herzliches Dankeschön
Großer Wahlerfolg im Wahlkreis Neckar-Zaber

VON ANDREAS ROLL

Ich bedanke mich ganz herzlich bei 
allen WählerInnen und Aktiven, 
die zu einem beeindruckenden 
grünen Ergebnis im Wahlkreis 
Neckar-Zaber beigetragen haben! 
Ohne deine Stimme und dein En-
gagement wäre dieser Erfolg nicht 
möglich gewesen. Mit 11,1 % bei 
den Erststimmen und 13,5 % bei 
den Zweitstimmen ist der Wahl-
kreis Neckar-Zaber mit seinen 39 
Gemeinden sogar noch erfolgrei-
cher als das Ergebnis auf Bundes-
ebene, das bereits den größten Er-

folg in der Geschichte von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN darstellt. Im 
Vergleich zur letzten Wahl hat sich 
der Erststimmen-Anteil um weitere 
4,5 % verbessert, der Zweitstim-
men-Anteil um 4,1 %. Die Steige-
rungen auf Bundesebene liegen 
bei 3,8 % bzw. 2,6 %. Bundesweit 
haben wir etwa eine Million neue 
WählerInnen gewonnen. 
Deshalb möchte ich dich ermun-
tern, gerade in der Opposition der 
schwarz-gelben Regierung weiter 
unsere grünen politischen Konzep-
te und unser Engagement entge-
genzusetzen!

Ingrid Hönlinger in den Bundestag gewählt
Hohes Wahlergebnis durch aktive Partei – Hervorragende Erststimmenzahl

VON SIEGFRIED RAPP

Nach einem intensiven und ideen-
reichen Wahlkampf wurde die 
Ludwigsburger Kandidatin von 
Bündnis 90/Die Grünen mit 
14,98 % der Zweitstimmen in den 
Bundestag gewählt. Dies ent-
spricht einer Steigerung um 4 %. 
Damit ist nach 7 Jahren der Wahl-
kreis Ludwigsburg wieder mit ei-
nem Grünen Mandat in Berlin ver-
treten.
Die Analyse der Wahlergebnisse 
zeigt, dass die Grünen und ihre 
Kandidatin mit ihren Themen in 
der Mitte der Gesellschaft ange-
kommen sind. Die höchsten Er-
gebnisse bei den Zweitstimmen 
erhielten die Grünen beispielswei-
se in Asperg, mit 16,7 %, Remseck 
mit 15,1 %, Vaihingen mit 14,4 % 
und in Ludwigsburg mit 17 %. Alle 
diese Wählerinnen und Wähler ha-
ben gezeigt, dass ihnen die Zu-
kunftsfragen, wie nachhaltiges 
Wirtschaften, Ausstieg aus der 
Atomenergie, soziale Gerechtig-
keit, Einhaltung der Bürgerrechte 
und eine aktive Friedenspolitik von 
zentraler Bedeutung sind. Der Ein-
satz und das Engagement von vie-
len Grünen in der Stadt und in den 
Gemeinden des Wahlkreises führ-
ten zu einer hohen grünen Präsenz 
an den Ständen und in der Presse. 

Ein fantasievoll und thematisch ge-
führter Wahlkampf an grünen 
Ständen bei Firmenbesuchen, Be-
gegnungen mit Bürgermeistern 
und Künstlern sowie mit mehreren 
kulturellen Veranstaltungen moti-
vierten viele Menschen dazu, am 
Wahltag ihre Stimme den Grünen 
zu geben.
Eine kleine Sensation stellt das Er-
gebnis der Erststimmen für die 
Ludwigsburger Kandidatin dar. Mit 
15,6 % der Erststimmen erhielt In-
grid Hönlinger in Ludwigsburg so 
viele Erststimmen wie noch kein 
Grüner Bundestagskandidat zuvor. 
Ingrid Hönlinger steigerte den 
Erststimmenanteil um 7 % und hat 
damit im Vergleich der Erst- zu den 
Zweitstimmen das viertbeste grü-
ne Ergebnis in ganz Baden-
Württemberg erreicht. Nur bei 
sechs der grünen Kandidatinnen 
und Kandidaten im ganzen Land 
lag der Erststimmenanteil höher als 
der Zweitstimmenanteil.
In Markgröningen gaben 14,9 % 
ihre Erststimme der Grünen Kandi-
datin, in Korntal-Münchingen wa-
ren es ebenfalls 14,9 %, in Asperg 
18,3 %, in Ludwigsburg 18,5 % 
und selbst in Oberriexingen waren 
es noch 14,1 %. In Ludwigsburg 
steigerte Ingrid Hönlinger den 
Erststimmenanteil in absoluten 
Zahlen von 4.619 im Jahre 2005 

auf 7.468 Stimmen im Jahr 2009. 
Dieser Zuwachs belegt, dass die 
Grüne Politikerin bei vielen Men-
schen, weit über die grüne Kern-
wählerschaft hinaus, viel Vertrau-
en genießt. Alt-Stadtrat Klaus 
Hoffmann formuliert einen der 
möglichen Gründe für diesen Er-
folg so: „Ingrid Hönlinger über-
zeugt durch ihre solide Arbeitswei-
se, ihre Nähe zu den Menschen 
und ihre große politische Überzeu-
gungskraft.“
Im abgelaufenen Jahr haben die 
Grünen bei allen Wahlen deutlich 
hinzugewonnen. Mit einer ge-
stärkten Basis in den Ortsverbän-
den, mit gewachsenen Fraktionen 
in den Gemeinderäten, im Kreistag 
und Regionalparlament mit den 
Landtagsabgeordneten und mit 
der neu gewählten Bundestagsab-
geordneten besteht die Chance, 
noch mehr grüne Ideen in aktive 
Politik umzusetzen. 
Schon bei der nächsten Landtags-
wahl im Jahr 2011 besteht die 
Möglichkeit zu zeigen, dass die 
Zukunft nicht Schwarz-Gelb son-
dern Grün ist. Ein erster Aktions-
vorschlag kommt von MdL Jürgen 
Walter, der eine Kampagne zum 
Ausstieg aus dem EnBW Atom-
strom vorschlägt unter dem Mot-
to: „Oettinger verlängert – wir 
steigen aus“.

Liebe Freundinnen und Freunde,

bei der letzten KMV konnte ich mit allen Anwesenden mit einem 
Gläschen Prosecco auf unser tolles grünes Wahlergebnis anstoßen. 
Hiermit stoße ich noch einmal mit allen Leserinnen und Lesern des 
Grünspiegels an. Vor diesem Wahlerfolg stand allerdings eine 
Menge Arbeit und Einsatz. Ganz viele von Euch haben engagiert 
Zeit und Energie eingesetzt und sich buchstäblich die Hacken ab-
gelaufen, um zu diesem schönen grünen Erfolg beizutragen. Mit 
unserem eigenständigen grünen Profil haben wir gepunktet. Ich 
danke Euch allen, auch im Namen des OV und KV Ludwigsburg 
und hoffe, dass Ihr mich auch weiterhin bei den kommenden Auf-
gaben und als Eure Bundestagsabgeordnete unterstützt.

Ganz herzlichen Dank.

Eure Ingrid Hönlinger

Noch eine Bitte: Sendet mir doch Eure besten Wahlkampffotos zu 
an ingrid@ingrid-hoenlinger.de, damit ich sie aufbewahren und 
eventuell auf meine Homepage stellen kann.

INFOSTAND IN MARKGRÖNINGEN MIT CEM AUF DEM MARKT MIT DER GRÜNEN JUGEND

VON DIRK WERHAHN

Mit vielen ausgefallenen Ideen hat 
Andreas Roll einen engagierten 
Wahlkampf geführt. Einige der 
Ideen: Feierabend-Minigolf und 
Arbeitsmarktpolitik, Arabisches Es-
sen und Sicherheitspolitik, Jugend-
zentrum und Internet, Weinprobe 
und Finanzmarktpolitik. Dazu ka-
men einige sportliche Aktivitäten, 
wie der GKN-Lauf. Andreas Roll 
hat gemeinsam mit Winne Her-
mann (MdB) beim GKN-Rundlauf 

um das Atomkraftwerk Neckar-
westheim ein weiteres Zeichen für 
den konsequenten Atomausstieg 
gesetzt. 
Dass die eigenen Füße dazu das 
geeignete Verkehrsmittel sind, ha-
ben der verkehrspolitische Spre-
cher der Bundestagsfraktion Her-
mann sowie Roll unter Beweis ge-
stellt. Auch nach der Wahl bleibt 
die Forderung von Andreas Roll 
„für verkürzte Laufzeiten“ und für 
die sofortige Abschaltung des 
überalteten Reaktors Block I.

Für verkürzte Laufzeiten
Für die sofortige Abschaltung von Block I

WINNE HERMANN, ANDREAS ROLL UND WAHLKÄMPFER FÜR „LAUFZEITVERKÜRZUNG“
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ARENA – ein Tag der Freude!?
VON ANITA KLETT-HEUCHERT

Nun ist sie da! Mit Rock und Klas-
sik eingeweiht und mit Lobreden 
bedacht.  Für uns bleibt ein Wer-
mutstropfen. Neben den Investiti-
onskosten, die Herr Oberbürger-
meister Spec – unter Auslassung 
der Kosten für Grundstück, Park-
haus und Betriebskosten – auf ein 
Minimum herunter rechnet, wer-
den die jährlichen Betriebskosten-
zuschüsse den Haushalt mit jähr-
lich 300.000 € belasten. 
Darin sind die weiteren zu erwar-
tenden Zuschüsse für hochkaräti-
ge, daher teure Veranstaltungen 
und das erhöhte Sponsoring für 
den Spitzensport noch nicht ein-
gerechnet. Und das in einer Situa-
tion, in der um Einsparmöglich-
keiten im 100-€-Bereich gekämpft 
wird. Daran lässt sich nichts mehr 
ändern. Ein kleines Trostpflaster 
ist, dass unsere Fraktion angeregt 
und durchgesetzt hat, auf dem 
Hallendach eine Solaranlage zu 

installieren, die demnächst eröff-
net wird. 
Auch wenn die grüne Gemeinde-
ratsfraktion mehrheitlich gegen 
den Bau gestimmt hat, wollen wir 
jetzt, dass daraus eine Erfolgsge-
schichte wird. Denn nur so kön-
nen weitere Belastungen für den 
städtischen Haushalt verhindert 
werden. Wären unsere Bedenken 
allerdings aufgenommen worden, 
dann hätten wir eine nachhaltige-
re Finanzierung gefunden und 
müssten uns in der Krise noch we-
niger Sorgen machen. 
Auch das Parkhaus ist Realität 
und als solches ein Rückschlag in 
den Bemühungen, den öffentli-

chen Nahverkehr für Veranstal-
tungen attraktiv zu machen. Es ist 
mehr als ärgerlich, dass sich der 
Hallenbetreiber nicht darauf ein-
gelassen hat, die Veranstaltungsti-
ckets verpflichtend mit einem Ti-
cket für den ÖPNV zu kombinie-
ren, wie es in anderen Städten 
üblich ist. Aus seiner Sicht: War-
um auch, es gibt ja keine Not, 
nachdem das Parkhaus nun steht! 
Und das finanzielle Risiko hat so-
wieso die städtische PAG über-
nommen, deren Zuschussbedarf 
dadurch noch weiter ansteigen 
wird. Ab jetzt müssen wir daher 
unsere Anstrengungen darauf 
richten, dass das Kombiticket 
selbstverständlich wird. Nur so 
kann der Parkdruck in den umlie-
genden Straßen reduziert wer-
den. 
Wenn auch wenig Hoffnung be-
steht, dass die Besucher mit PKW 
nicht zunächst einen kostenlosen 
Parkplatz an der Straße suchen 
werden. Um die Motivation der 

Anfahrt mit dem Fahrrad zu erhö-
hen, werden wir beantragen, dass 
die Ausschilderung der Fahrra-
droute verbessert wird und dass 
Radständer montiert werden. Ne-
benbei können wir uns auch freu-
en: Der langersehnte Westaus- 
und -eingang ist geschaffen. In 
den nächsten Wochen wird das 
Fahrradparkhaus mit Servicestati-
on in Betrieb genommen. 
Bleibt zu hoffen, dass trotz der 
Dominanz des Parkhauses nach 
endgültiger Fertigstellung ein at-
traktives Ambiente entsteht. Da-
nach wird es Zeit, an der Ostseite 
des Bahnhofes Verbesserungen 
zu erreichen. 

VON MARKUS GERICKE

Bei den Grünen ist es seit lan-
gem gute Übung, dass der Frak-
tionsvorsitz durchgewechselt 
wird. Seit dem 1. September ist 
Anita Klett-Heuchert die neue 
Sprecherin der Fraktion. Sie wird 
für die erste Hälfte der neuen 
Legislatur den Vorsitz überneh-
men. Sie ist nun bereits zum 
dritten Mal in den Gemeinderat 
gewählt worden und verfügt 
damit über den notwendigen 
Überblick, die Erfahrung und die 
Kontakte.  Der bisherige Frakti-
onsvorsitzende Markus Gericke 
ist überzeugt, dass die neue 
Fraktion gut für die kommenden 
Herausforderungen aufgestellt 
ist: „Wir können die Arbeit auf 
mehr Schultern verteilen. Zu 
den erfahrenen Fraktionsmit-

gliedern haben wir zwei gut 
qualifizierte und engagierte 
neue Mitglieder dazu gewon-
nen.“ Im Ausschuss für Wirt-
schaft, Kultur und Verwaltung 
sollen zukünftig Christian Kopp, 
Siegfried Rapp (wie bisher) und 
zusätzlich Prof. Dr. Michael Vier-
ling die Grünen vertreten. Wei-
tere drei Sitze für die Grünen im 
Ausschuss für Bildung, Sport 
und Soziales werden Anita Klett-
Heuchert und Elfriede Stein-
wand (wie bisher) und Prof. Dr. 
Michael Vierling besetzen. Im 
Bauausschuss werden die Grü-
nen weiterhin mit zwei Sitzen 
vertreten sein, die Markus Geri-
cke (wie bisher) und Barbara 
Schüßler einnehmen werden.
Fragen zur aktuellen Kommu-
nalpolitik nehmen die Grünen 
gerne unter AKlett-Heuchert@t-

online.de  oder Tel. 220702 ent-
gegen. Informationen gibt es 
auch auf der Web-Seite der 
Fraktion. 
http://gr-fraktion.gruene-ludwigsburg.de/

Anita Klett-Heuchert Fraktionsvorsitzende
Turnusmäßiger Wechsel an der Spitze der grünen Gemeinderatsfraktion

ANITA KLETT-HEUCHERT

Stadtteilausschüsse gibt es für die 
Stadtteile Eglosheim, Oßweil, 
Hoheneck, Pflugfelden, 
Grünbühl/Sonnenberg, Neckar-
weihingen und Poppenweiler. Sie 
sollen zu wichtigen Angelegen-
heiten, die den Stadtteil betref-
fen, gehört werden. In dieser und 
den folgenden Ausgaben stellen 
sich die GRÜNEN VertreterInnen 
vor.

Grünbühl und Sonnenberg

Sven Modrzik, 07141/928456 oder 
E-Mail:  sven.modrzik@arcor.de

Zu meiner Person: Ich bin 1965 in 
Erlangen geboren, bin verheiratet 
und Vater von drei Kindern. Mei-
ne Hobbys sind Modellbau und 
Geschichte. Wir wohnen Am Son-
nenberg 1 im so genannten „Mil-
kahaus“. Ich arbeite als CNC-
Dreher in einem mittelständischen 
Ludwigsburger Unternehmen.

Durch meine Mitarbeit im Stadt-
teilausschuss Grünbühl möchte 
ich dazu beitragen, dass bei der 
zukünftigen Entwicklung des 
Stadtteils darauf geachtet wird, 
dass keine Überalterung der 
Grünbühler Bevölkerung entsteht. 
Hierfür brauchen wir neue zeitge-

mäße und vor allem bezahlbare 
Mietwohnungen, Eigentumswoh-
nungen und Reihenhäuser, um 
auch junge Familien in den Stadt-
teil zu bekommen. Auch die Inte-
gration der dort lebenden auslän-
dischen Familien und Aussiedler 
muss voran gebracht werden. 
Diese Integration wird schon von 
verschiedenen Seiten, von der 
Stadtverwaltung, Schulen, Verei-
nen und kirchlichen Einrichtungen 
seit Jahren erfolgreich praktiziert. 
Das Förderprogramm „Soziale 
Stadt“ muss gut begleitet und 
durchgeführt werden, damit in 
Grünbühl eine positive soziale 
Entwicklung stattfindet. 
Bisher wurden 26 Projekte ins Le-
ben gerufen (z.B. Schulsozialar-
beit in der Eichendorffschule, 
Sprachkurse für ausländische 
Mütter, lokales Konfliktmanage-
ment, Büchertauschbörse, Chor-
projekt, Bürgerfest, Bau eines 
Mehrgenerationenhauses etc.). 
Diese Angebote sollen die Bürger 
im Stadtteil zusammenbringen 
und ein spannungsfreies Mitein-
ander möglich machen. An diesen 
Entwicklungen möchte ich mich 
aktiv beteiligen.
Durch meine Mitarbeit im Stadt-
teilausschuss Sonnenberg möchte 
ich dazu beitragen, dass wie ge-
plant bei der Bebauung die Geo-

thermie gefördert wird. Dass beim 
Ausbau am Sonnenberg viele jun-
ge Familien, aber auch ältere 
Menschen, ein lebenswertes Zu-
hause finden. Um das Zusam-
menwachsen der beiden Stadttei-
le zu erreichen, werde ich mich 
aktiv einsetzen. Insbesondere das 
Mehrgenerationenhaus hat aus 
meiner Sicht hier eine wichtige 
Verbindungsfunktion. 
Für mich wäre es wünschenswert, 
dass in Zukunft am Sonnenberg 
eine gute Mischung aus bezahl-
baren Miet- und Eigentumswoh-
nungen sowie attraktiven Bau-
plätzen entstehen würde.
Ich freue mich auf Ihre Fragen 
und Anregungen. 

Grüne in den Stadtteilausschüssen

SVEN MODRZIK

Eglosheim

Silvia Schäuble, Teinacher Str. 4, 
71634 Ludwigsburg, 
Telefon: 07141/899656, 
Mail: silvia.schaeuble@gmx.de

Geboren bin ich 1944 im ehe-
maligen Sudetenland. 1946 kam 
ich mit meinen Eltern nach Lud-
wigsburg und wuchs in der 
Weststadt auf. Seit 1957 bin ich 
– mit kurzen Unterbrechungen 
– in Eglosheim zu Hause. Meine 
beiden Töchter gingen in Eglos-
heim in die Schubartschule. 
Heute wohne ich in einem „Ge-
nerationenhaus“ mit Tochter, 
Schwiegersohn und zwei Enkeln 
in der Teinacher Straße.
Im Stadtteil möchte ich Binde-
glied für Jung und Alt sein, was 
ich auch schon durch mein En-
gagement im Sport- und Kultur-
verein Eglosheim jahrelang prak-
tiziere. Natur in Eglosheim zu 
erhalten ist mir wichtig, deshalb 

bin ich strikt gegen den Ausbau 
der Strombergstraße. 
Da die Verkehrssituation im 
Stadtteil nach wie vor einiger 
Verbesserungen bedarf, möchte 
ich mich auch dafür einsetzen. 
Ich bin Mitglied im Bürgerverein, 
Historischen Verein und im 
Obst- und Gartenbauverein.

Gerhard Löckle, Neue Weingär-
ten 8, 71634 Ludwigsburg
Telefon: 07141/32590
Mail: gerhardloeckle@web.de

Ich bin 1958 in Ludwigsburg ge-
boren und aufgewachsen in der 
Katharinenstraße in Eglosheim. 
Heute wohne ich zusammen mit 
meiner Frau und meinen beiden 
Töchtern in den Neuen Wein-
gärten.
Ich setze mich für eine weitere 
Verbesserung der Wohnqualität, 
insbesondere für junge Familien, 
ein. Besonders wichtig sind mir 
auch ein nachhaltiger Natur-

schutz und der Erhalt von öf-
fentlichen Freiflächen. Mit aller 
Kraft stemme ich mich gegen 
den Ausbau der Strombergstra-
ße und setze mich für einen an 
der Oberfläche fließenden Bach-
lauf durch den Riedgraben ein. 
Außerdem bin ich Gründungs-
mitglied im Verein „Naturpark 
West“.

GERHARD LÖCKLE

Die neue ARENA ist eingeweiht

Ludwigsburger Stadtteilausschüsse stellen sich vor

GRÜNE FORDERN: TAGSÜBER TEMPO 100, NACHTS MIT TEMPO 80 

LUDWIGSBURGER ARENA
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Atomstrom teurer als Ökostrom!
Grüne erklimmen den Gipfel

VON KARL BURGMAIER

Je mehr Atomkraft, umso höher 
ist der Strompreis! Und nicht um-
gekehrt! Das ist das Ergebnis ei-
nes repräsentativen Preisver-
gleichs von über hundert Strom-
tarifen im ganzen Bundesgebiet 
durch die Deutsche Umwelthilfe. 

Der Preisvergleich widerlegt die 
von den Atomkraftwerksbetrei-
bern und ihren Lautsprechern in 
der Politik ständig wiederholte 
Behauptung, Atomstrom sei für 
die Kunden billiger, als Propagan-
dalüge. Die Preisvergleichsstudie 
zeigt, dass bei einem Jahresver-
brauch von 3000 kWh EnBW und 
SÜWAG (gehört zu RWE) 
763,91 € bzw. 724,68 € verlan-
gen. Der Anteil der Atomkraft am 
Strommixangebot der EnBW liegt 
bei 46 %, der der SÜWAG bei 
18 %. Ökostromanbieter wie 
Lichtblick oder Naturstrom, die 
Strom zu 100 % aus erneuerba-
ren Energiequellen anbieten, ver-
langen bei einem Jahresverbrauch 
von 3000 kWH mit 695,10 € bzw. 
748,80 € weniger als die beiden 
Atomstromkonzerne. Auch bei 
den Elektrizitätswerken Schönau, 
deren Strommix aus 0 % Atom-
strom, 7 % fossilen Energieträ-
gern (Kraft-Wärme-Kopplungs-
anlagen) und 93 % erneuerbaren 

Energien besteht, kosten 
3000 kWh 718,80 € und damit 
ebenfalls weniger als bei EnBW 
und SÜWAG.

Keine Laufzeitverlängerung für 
Atomkraftwerke!

Auf den ersten Blick ist es schwer 
vorstellbar, dass Atomstrom aus 
abgeschriebenen Meilern über-
durchschnittlich teuer ist, zumal 
die Betreiber keine Steuern auf 
Atombrennstäbe bezahlen und 
auch durch gedeckelte Versiche-
rungssummen staatlicherseits be-
günstigt werden. Zwei Ursachen 
gibt es wohl für teuren Atom-
strom:
1. Die Atomkonzerne kalkulieren 
mit einer größeren Gewinnmarge 
als die Ökokonkurrenz
2. Die Ökostromanbieter wirt-
schaften sparsamer als die ehe-
maligen Monopolisten. 
Das dürfte auch der Grund sein, 
warum die Atomkonzerne ihre 
Ökostromprodukte meistens teu-
rer anbieten als den Atommix. 
Das Argument, mit Laufzeitver-
längerungen für Atomkraftwerke 
die Strompreise für die Verbrau-
cher senken zu können, erscheint 
vor dem Ergebnis der neuen Stu-
die reichlich naiv. Wenn die Atom-
stromer schon heute die teureren 
Anbieter sind, warum sollten sie 

dann künftig billiger werden, 
wenn man ihnen noch mehr 
Atomstrom zubilligt.

Wechselt zu Ökostrom, raus aus 
der Atomenergie!

Seit Markteinführung von Öko-
strom haben sich dessen Preise 
günstiger entwickelt als die der 
atomaren und fossilen Konkur-
renz. Es liegt an jedem Einzelnen, 
durch den Wechsel zu einem 
Ökostromanbieter den Atomaus-
stieg zu sichern oder gar zu for-
cieren. Also auf: Wechsle zu ei-
nem Ökostromanbieter und über-
weise Deine Stromrechnung nicht 
länger an diejenigen, die die Lauf-
zeit alternder und störanfälliger 
Atomkraftwerke verlängern wol-
len! 
Der Wechsel des Versorgers kos-
tet Verbraucherinnen und Ver-
braucher nur wenige Minuten. 
Formulare gibt es bei den Öko-
stromanbietern selbst oder im In-
ternet beim Aktionsbündnis 
“Atomausstieg selber machen”, 
www.atomausstieg-selber-
machen.de.

Tabellen und Grafiken zu dieser 
Untersuchung gibt es unter 
www.duh.de/uploads/media/
Vergleich_Preis_Stromkennzeich-
nung_07-2009_01.pdf.

Oettinger verlängert
Wir steigen aus!

VON JÜRGEN WALTER

Bereits zwei Tage nach der Bun-
destagswahl präsentierte sich Mi-
nisterpräsident Günther Oettinger 
auf einer Pressekonferenz mit En-
BW-Chef Villis, um noch einmal 
zu demonstrieren, dass CDU und 
FDP den Energieriesen Milliarden-
geschenke machen wollen. Und 
dies obwohl schon längst klar ist, 
dass nicht nur das Atommüllprob-
lem weiterhin ungelöst ist, son-
dern eine Verlängerung der Lauf-

zeiten für Atomkraftwerke auch 
den notwendigen Umstieg auf 
umweltfreundliche Energie ver-
hindert. Oettinger setzt somit auf 
eine gefährliche Technologie, die 
längst keine Arbeitsplätze mehr 
schafft und sorgt dafür, dass 
Deutschland seine führende Posi-
tion bei den regenerativen Energi-
en verliert. Darauf kann es nur ei-
ne Antwort geben: Den persönli-
chen Ausstieg aus der Atomkraft 
durch einen Wechsel des Stro-
manbieters. 

Bunt sind schon die Wälder...

VON DORIS RENNINGER

Wenn schon kein lebendes Grün, 
dann wenigstens kreatives Bun-
tes! Gemeinderat Andreas Eber-
wein, der als selbständiger Schrei-
ner mit dem Werkstoff Holz und 
mit dem fantasievollen Gestalten 
bestens vertraut ist, setzte in den 
Sommerferien alle Kräfte in Be-
wegung, um seine Idee wahr 
werden zu lassen. Mit dem Re-
vierförster wurden Stämme im 
Heimerdinger Forst ausgewählt. 
Mit den Mitgliedern der GRÜNEN 
LISTE DITZINGEN e.V. wurden 
Einsatzpläne erstellt, Versicherun-
gen abgeschlossen, Farben und 
Pinsel geordert, Ordnungsamt, 
Oberbürgermeister Makurath 
und die Presse informiert. Sams-
tag, der 19.9.09, wurde ein wun-
derschöner Tag – alle Gruppen, 
die zugesagt hatten kamen mit ei-
genen Ideen und guter Laune. Ev. 
Jugendwerk, Behindertentreff 
„Füreinander-Miteinander“, das 
Zeltcafé-Team, Ministranten der 
kath. Kirche St. Maria, Schulen, 
Nachbarschaftsgruppe, Dritte-
Welt-Laden Ditzingen und die 
Schloßmühle als direkter Nachbar 
schufen ein buntes Werk. Ein Bür-
gerbaum entstand nach Wün-
schen der Ditzinger Bürger, die in 
der Woche zuvor befragt wurden. 
Ausgangspunkt der Aktion war 
die sogenannte „ökologische 
Umgestaltung“ des Glemsufers. 
Nach jahrelangen Planungen, zu-
letzt durch ein Büro, dass in Bay-
ern auch Landesgartenschauen 
plante, wurden im Gewerbesteu-
erhoch die Beschlüsse gefasst. 
Mitte Februar vor der Vegetati-
onsperiode, aber im Bewusstsein 
der neuen Finanzlage ließ die Ver-
waltung schnell alles roden. Wir 

wurden vor die Frage gestellt, ob 
wir uns diese vollendeten kahlen 
Tatsachen die nächsten Jahre an-
schauen wollten? 
Die GRÜNE LISTE DITZINGEN  
e.V. hatte dem Vorhaben zuge-
stimmt, da das erste Mal in ihrer 
Geschichte eine Straße entwid-
met wurde. Eine Fläche sollte, 
statt Parkplätze zu bieten und  
den Marktstraßen-Schleichver-
kehr aufzunehmen, für die Fuß-
gänger umgestaltet werden.  
Mühlkanal und Glems sollten 
nicht versteckt sondern wieder 
sichtbar werden. Unser erster 
Aufschrei wurde erhört. Das Grün-
ordnungsamt begutachtete jeden 
einzelnen Baum kritisch, zwei 
Bäume wurden verpflanzt, drei 

durften weiterleben. Auf der Süd-
seite sollen große Bäume ge-
pflanzt werden. Zunächst hatte 
das Haushaltsloch den positiven 
Effekt, die kreativen Kräfte der 
Bürger zu wecken; jetzt heißt es,  
in den Haushaltsberatungen auf-
zupassen, wofür das noch vor-
handene Geld ausgegeben wird. 

Ökologische Umgestaltung des Glemsufers

BUNTE BÄUME SÄUMEN DEN FUßWEG

Grüne zur Ablehnung des Kombitickets
Öffentlichen Nahverkehr nicht vernachlässigen

VON JÜRGEN WALTER

Die Grünen in Ludwigsburg for-
dern Nachbesserungen in Bezug 
auf die absehbare Regelung zum 
Kombi-Ticket bei Veranstaltungen 
im Forum und in der Multifunkti-
onshalle. „Die Veranstaltungen in 
beiden Häusern haben ein großes 

Einzugsgebiet. Mit der Ablehnung 
eines Kombitickets wird eine gro-
ße Chance vertan, einen Impuls 

für den öffentlichen Nahverkehr 
zu geben“, so der Landtagsabge-
ordnete Jürgen Walter. „Nur mit 
einem Kombi-Ticket für alle Ver-
anstaltungen in der Multifunkti-
onshalle kommt die vorteilhafte 
Lage in der Nähe zum Ludwigs-
burger Hauptbahnhof richtig zur 
Geltung“, ist der Fraktionsvorsit-
zende der Grünen im Gemeinde-
rat Markus Gericke überzeugt. 
Die perfekte Standortwahl in 
Bahnhofsnähe sei immer ein 
Hauptargument für den Bau der 
Multifunktionsarena gewesen. 
Ende 2006 hatten die Grünen im 
Gemeinderat beantragt, das 
Kombi-Ticket für alle Veranstal-
tungen im Forum einzuführen. 
Aus Kostengründen hatte dies die 
Stadtverwaltung abgelehnt. In 
den Beratungen im April 2008 
wurde vom Ausschuss für Wirt-
schaft, Kultur und Verwaltung je-
doch einstimmig beschlossen, die 
Multifunktionshalle schon vor de-

ren Fertigstellung in die Überle-
gungen für ein Kombiticket mit 
einzubeziehen. Ziel sollte es sein, 
eine Lösung aus einem Guss für 
Ludwigsburg zu finden. Stattdes-
sen, so Gericke, sei nun zu be-
fürchten, dass zwar viel weiteres 
Geld für das Parkhaus am Bahn-
hof fließen, der umweltfreundli-
che öffentliche Verkehr aber ver-
nachlässigt werde. 
Die Grünen wollen sich hiermit 
nicht abfinden und sehen den Be-
treiber in der Pflicht, für eine opti-
male Nutzung der Angebote im 
öffentlichen Nahverkehr zu sor-
gen. 
Jürgen Walter: „Die Stadt hatte 
über ein Jahr Zeit, den Beschluss 
zu vollziehen und sich Gedanken 
über eine nahverkehrsfreundliche 
Lösung zu machen. Stattdessen 
macht man weiter wie gehabt. Ein 
Kombiticket wäre ein sinnvoller 
Beitrag für die Feinstaubentlas-
tung der Innenstadt gewesen.“

A 81: Tempolimit kurzfristig beste Lösung

VON MARKUS GERICKE

Die Grünen im Gemeinderat Lud-
wigsburg hatten im Sommer bei 
der Diskussion um den Lärm-
schutz auf der A 81 den Antrag 
gestellt: Prüfung von Tempo 100 
tagsüber, Tempo 80 nachts. „Da-
mit hätten wir kurzfristig den 
Lärm für die geplagten Anwohner 
der A 81 merkbar reduziert, ha-
ben im Gemeinderat aber keine 
Mehrheit gefunden“, sagt Stadt-
rat Markus Gericke. Die Diskussi-
on um eine temporäre Freigabe 
der Standspur habe gezeigt, dass 
ein Tempolimit die beste Möglich-
keit ist, die Verkehrsmassen zu 
Stoßzeiten zu bewältigen. Stadt-
rat Michael Vierling: „Wir unter-
stützen die Position der Fachbe-

hörde Umweltbundesamt, wo-
nach ein Tempolimit auf 100 und 
gegebenenfalls auf 80 Stundenki-
lometer die vorrangige Maßnah-
me für Lärmschutz und besseren 
Verkehrsfluss sein sollte. 
Erfreulicherweise bewegt sich of-
fenbar auch das Regierungspräsi-
dium Stuttgart auf diesen Stand-
punkt zu.“ Die Grünen sind aller-
dings der Meinung, dass das Tem-
po auf der Autobahn nicht nur 
während der Rushhour morgens 
und abends gedrosselt werden 
sollte. Gerade auch zu den ande-
ren Tageszeiten sei es notwendig, 
das Tempo zum Lärmschutz zu re-
duzieren. Es gibt noch zu viele Au-
tofahrer, die sich nicht an die Be-
grenzung auf 120 km/h halten 
und somit übermäßig zur Lärmbe-

lastung beitragen. Die Grünen ap-
pellieren an die Autofahrer, sich 
ihrer Verantwortung zu stellen. 
„Die Autofahrer tragen mit ihrem 
Verhalten auch zur Akzeptanz des 
sicherlich notwendigen Autover-
kehrs bei“, meint die Fraktions-
vorsitzende Anita Klett-Heuchert. 
Sie betont, dass die Grünen im 
Gemeinderat sich weiterhin dafür 
einsetzen werden, die Verkehrs-
belastung für die Einwohner zu 
reduzieren. Dafür müssten die Al-
ternativen gestärkt werden. Stadt-
bahn und Ausbau des Radnetzes 
sollten endlich ernsthaft angegan-
gen werden. 
Die grüne Bundestagsabgeordne-
te, Ingrid Hönlinger bringt es auf 
den Punkt: „Die Einführung eines 
Tempolimits war längst fällig. In 

Ballungsräumen muss konsequent 
daran gearbeitet werden, dass ge-
sundheitsschädlicher Lärm, Fein-
staub und CO2-Belastung zu-
rückgehen. 
In einer Gesamtkonzeption muss 
der öffentliche Personennahver-
kehr weiter verstärkt und ausge-
baut werden.“ In der Stellung-
nahme zur Freigabe der Standspur 
an der A 81 hat der Gemeinderat 
mit den Stimmen der Grünen ge-
fordert: Lärmschutzmaßnahmen, 
wie z.B. der Bau von Lärmschutz-
wänden, sollen dann so umge-
setzt werden, wie sie später für 
den Ausbau der Autobahn auf 
acht Spuren notwenig sein wer-
den. Die Grünen unterstützen 
diese einstimmig beschlossene 
Forderung auch weiterhin. Wich-

tig sei jedoch eine umfassende 
Strategie. „Proteste von Anwoh-
nern gegen den Verkehrslärm sind 
berechtigt. Wir müssen endlich 
Lösungen zum Wohl der Bürger 
finden“, so Stadträtin Barbara 
Schüßler. Lärm ist an vielen inner-
städtischen Straßen ein Problem 
und betrifft nicht nur die A 81. 
Der Lärmaktionsplan, den die 
Stadtverwaltung derzeit erarbei-
tet, müsse daher wirksame Maß-
nahmen enthalten. Hierzu fordern 
die Grünen, Tempo 30 allgemein 
im Stadtgebiet und Tempo 40 für 
die Hauptverkehrsstraßen. – Und 
sie würden sich wünschen, dass 
sich die anderen Fraktionen auch 
hier genauso stark engagieren. 
Entsprechenden Beschlüssen am 
Ratstisch stehe nichts entgegen. 

Reduktion der Lärmbelästigung: Prüfung von Tempo 100 tagsüber, Tempo 80 nachts
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24./25. Oktober
Bundesdelegiertenkonferenz in
Rostock

16. November, 19.00 Uhr, 
Theaterhaus, Stuttgart. Die Zu-
kunft der Öffentlichkeit. Pres-
sefreiheit – Pressevielfalt. Eine 
gute Nacht? (Böll-Stiftung) 

18. November 2009, 20 Uhr, 
Ratskeller, Ludwigsburg 
KMV mit Vorstellung der Kan-
didatInnen, die sich für den 
Landesvorsitz bewerben

21./22. November 2009, 
Biberach
Landesdelegiertenkonferenz 
mit Vorstandswahlen.

9. Dezember 2009, 20 Uhr 
Weihnachts-KMV, Ort wird 
noch bekannt gegeben. 

30. Januar 2010, 20 Uhr, 
Bürgersaal Tamm Jürgen Wal-
ter und die Tammer Grünen 
präsentieren: Biermösl Blosn. 
Vorverkauf: Cha Cha LB, 
Schreibwaren Wolf Asperg, Fri-
sör Jaudes Remseck und über 
die Tammer Grünen.

Termine und Beiträge an 
gruenspiegel@gmx.de

Redaktionsschluss 
23. November 2009
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Faire Steuererhöhungen
... und Entlastungen von Unten

VON ILSE MAJER-WEHLING

Union und FDP wollen Steuern 
senken. Ihr Wunsch steht im 
scharfen Gegensatz zur Realität. 
2010, im ersten Jahr der schwarz-
gelben Regierung, werden Bund, 
Länder und Kommunen voraus-
sichtlich zusätzliche Schulden von 
rund 133 Milliarden Euro aufneh-
men müssen, weil
* die Einnahmen drastisch sin-

ken, da die Unternehmen we-
niger produzieren und viele 
Beschäftigte arbeitslos wer-
den,

* die Sozialversicherungen 2010 
deutlich ins Minus rutschen 
werden. Große Defizite wird 
es wegen der steigenden Ar-
beitslosigkeit bei der Bundesa-
gentur für Arbeit und rote 
Zahlen bei der Krankenversi-
cherung geben. 

Würden die Steuersenkungen 
umgesetzt, würde sich das schon 
jetzt bestehende Riesenloch im 
Bundeshaushalt drastisch vergrö-
ßern und das Gemeinwesen an 
den Rand des Bankrotts gebracht. 
Steuersenkungen sind eine schö-
ne Sache, aber nur und unter zwei 
Voraussetzungen möglich:
1. Die öffentlichen Ausgaben 

sollten annähernd aus den Ein-
nahmen des Staats finanzier-
bar sein.

2. Die Steuern müssten sozial 
ausgewogen entsprechend der 
Leistungskraft erhoben wer-
den.

Bündnis 90/Die Grünen haben 
der Situation angemessene For-
derungen zur Steuerpolitik in ei-
nem Diskussionspapier zusam-
mengefasst. Die wichtigsten sind: 
* Aufhebung des Ehegatten-

splittings in eine Individualbe-
steuerung. Das ermöglicht die 
Reduzierung der Steuerklassen 
von sechs auf zwei

* Spitzensteuersatz: erst ab min-
destens 60.000 Euro und Er-
höhung von 42 Prozent auf 45 
Prozent 

* Ermöglichung „steuerfreier 
Gewinnrücklagen” für kleine-
re und mittlere Unternehmen

* Bekämpfung der Schwarzar-
beit durch Erhöhung der steu-
erlichen Absetzbarkeit von 
Handwerkerarbeiten

* Abbau von ökologisch schädli-
chen Subventionen (Beispiel: 
Besteuerung von Dienstwagen 
in Abhängigkeit ihrer CO2-
Emmissionen)

* Entlastung kleiner und mittle-
rer Unternehmen sowie Ar-
beitnehmern von hohen Sozi-
albeiträgen

* Erhaltung der Erbschaftssteuer 
– aber gerecht reformiert

* Umwandlung des Solidaritäts-
zuschlags in einen Bildungs-
Soli zum Schuldenabbau und 
zur Stärkung der Bildungsin-
frastruktur.

Mit dem grünen Konzept, das 
u.a. faire Steuererhöhungen vor-
sieht, würde eine Entlastung der 
Menschen von unten erreicht. 
Dieses Konzept liegt ganz im in-
ternationalen Trend. Mehrere 
Länder, darunter die USA, Groß-
britannien und Japan, praktizieren 
oder planen Steuererhöhungen 
für reiche und wohlhabende Be-
völkerungsschichten. Schließlich 
haben die gut Verdienenden von 
wirtschaftsfreundlichen Reformen 
der letzten Jahre am meisten pro-
fitiert und sollen einen Beitrag zur 
Finanzierung der Finanz- und 
Wirtschaftskrise leisten. 

TermineGrüne fordern Einblick in Geheim-Gutachten 
Vernebelungstaktik weckt Zweifel – das Risikopotenzial ist unzweifelhaft groß 

VON FRANZ UNTERSTELLER

Der stellvertretende Vorsitzende 
der Grünen im Landtag Franz Un-
tersteller, energiepolitischer Spre-
cher seiner Fraktion, hat die Lan-
desregierung aufgefordert, den 
Mitgliedern des Umweltausschus-
ses vertrauliche Gutachten über 
die Gefährdung baden-württem-
bergischer Atomkraftwerken 
durch Flugzeugabstürze zugäng-
lich zu machen. Die Gutachten 
wurden nach den katastrophalen 
Terrorangriffen auf das New Yor-
ker World Trade Center im Auf-
trag der Länder Baden-Württem-
berg, Bayern und Hessen von der 
Internationalen Länderkommissi-
on Kerntechnik (ILK) erstellt. Laut 
einer jetzt von Umweltministerin 
Tanja Gönner vorgelegten Stel-
lungnahme zu einem Antrag des 
grünen Energiepolitikers empfeh-
len die Gutachten der Landesre-
gierung, ein sogenanntes „Ge-
samtkonzept“ zum Schutz der 
Atomkraftwerke zu entwickeln. 
Mindestens zwei – Philippsburg I 
und Neckarwestheim I – sind 
nicht gegen Flugzeugabstürze ge-

sichert. In ihrem Antwortschrei-
ben lehnt die Umweltministerin 
eine Veröffentlichung der Gut-
achten kategorisch ab. Geht es 
nach dem Willen der Ministerin 
sollen aber auch die Landtagsab-
geordneten keinen Einblick in die 
seit Jahren unter Verschluss ge-
haltenen Gutachten nehmen dür-
fen. „Für die Nichtveröffentli-
chung habe ich Verständnis. 
Wir müssen ja potenziellen An-
greifern nicht noch Informationen 
über etwaige Schwachstellen der 
Anlagen frei Haus liefern. Ich ak-
zeptiere jedoch nicht, dass auch 
dem Landtag bzw. den zuständi-
gen Ausschussmitgliedern kein 
Einblick unter in solchen Fällen im 
Parlament üblichen Bedingungen 
der Vertraulichkeit gewährt wer-
den soll“, sagte Untersteller. Zu 
den zentralen Aufgaben des Par-
laments gehört nun einmal die 
Kontrolle der Exekutive. „Wie soll 
ich die Aktualität eines Sicher-
heitskonzepts bewerten, wenn 
mir wesentliche Unterlagen vor-
enthalten werden?“ fragt Unter-
steller. Die Landesregierung nennt 
als Maßnahmen nur wenige, nach 

Auffassung der Grünen völlig un-
zureichende anlagenbezogene 
Maßnahmen, um die Terrorgefahr 
durch gezielten Absturz großer 
Flugzeuge zu reduzieren. Dazu 
gehört die Ausrüstung der Werks-
feuerwehren mit neuen Schaum-
löschfahrzeugen und Tarnmaß-
nahmen mit Vernebelungstech-
nik. Untersteller: „Hinter dieser 
Vernebelungstaktik der immen-
sen Risiken von alten Atomreak-
toren steht offensichtlich die Ab-
sicht, die AKWs um jeden Preis 
weiter betreiben zu können, selbst 
bei Terrorgefahr. Einerseits be-
schwört Bundesinnenminister 
Schäuble immer wieder eine Ge-
fahr durch Terroristen in Deutsch-
land, andererseits behauptet Tan-
ja Gönner, es deute nichts auf ei-
ne konkrete Gefährdung kern-
technische Anlagen hin – wie die-
se Aussagen in Übereinstimmung 
zu bringen sind, bleibt das Ge-
heimnis der Landesregierung.“ 
Es gäbe eine einfache und im 
Atomgesetz auch vorgesehene 
Maßnahme, die die bestehende 
Gefahr der Freisetzung von Radi-
oaktivität durch einen Flug-

zeugabsturz auf die älteren Atom-
kraftwerke deutlich verringern 
könnte: Die Übertragung der 
Reststrommengen von Philipps-
burg I und Neckarwestheim I auf 
modernere und gegen Flug-
zeugabstürze besser gesicherte 
Anlagen wie z.B. GKN II und Phi-
lippsburg II. Neckarwestheim I 
müsse ohnehin 2010 vom Netz, 
Philippsburg I im Jahr 2012. Da-
gegen wehrt sich Umweltministe-
rin Gönner mit Händen und Fü-
ßen. 
Untersteller: „Die Absicht von Be-
treibern und CDU, die Laufzeiten 
der alten Reaktoren zu verlän-
gern, ist angesichts der Gefahren 
völlig unverantwortlich. Die Tat-
sache, dass die sieben Jahre alten 
Gutachten nicht zugänglich ge-
macht werden sollen, spricht Bän-
de. Wenn die Abgeordneten der 
Koalition nicht wissen wollen, was 
sie unterstützen, müssen sie das 
selbst vor den Wählern rechtferti-
gen. Als Opposition verlangen wir 
jedenfalls Einblick in die Erkennt-
nisse einer höchst realen Gefähr-
dung der Öffentlichkeit in diesem 
Land.“ 

Nein zur Erhöhung der VVS-Tarife 
Weniger Tarifzonen – einfachere Tarifstruktur

VON JOSEF MATSCHINER

Die neue Grüne Regionalfraktion 
hat 3 Mitglieder mehr und ist mit 
16 Mitgliedern so groß wie die 
der Freien Wähler.
Verkehr, insbesondere die Förde-
rung der umweltfreundlichen 
Mobilität, wird das Thema der 
kommenden Jahre in der Region 
sein. Zum Einstieg konnte die 
Fraktion gleich Positionen bezie-
hen. Wir haben im ersten Ver-
kehrsausschuss beantragt, der 
geplanten Erhöhung der VVS-Ta-
rife um 2,4% nicht zuzustimmen, 
da wir keine plausiblen Gründe 
dafür sehen. 
Die Mehrheit des Ausschusses 
wertete es sogar so wie wir, woll-
te sich aber dem Antrag nicht an-
schließen. Wir haben weiterhin 
beantragt, fundierte Konzepte 
für eine Verringerung der Tarif-
zonen vorzulegen; untersucht 
werden sollten mehrere Modelle: 
7 Ringe; 5 Waben (4 Land-
kreise+Stuttgart); 3 Ringe, 1 Zo-
ne (die Region). Auch hierfür 
fand sich keine Mehrheit. Wir 

aber werden dranbleiben. Die 
Metropolregion Stuttgart ist ein 
Gebilde, dass über die Regions- 
und Verbundsgrenzen hinaus-
geht. Tübingen und Heilbronn 
zum Beispiel gehören dazu. 
Seit seinem Bestehen, seit ca. 3 
Jahren, bemüht man sich, dem 
Gebilde Sinn und Aufgaben zu 
geben, was aber nicht so recht 
gelingt. Eine Idee, und die ist im 
Grunde nicht schlecht, ist das 
Metropol-Ticket und Metropol-
StudyTicket. Beides ist noch nicht 
ausgereift, aber eines zeichnet 
sich schon ab - und das ist so ty-
pisch schwäbisch! so typisch 
VVS!: die Mehrkosten sollen „al-
len Fahrgästen“ oder „allen Stu-
denten“ aufgebürdet werden, 
indem einfach alle Tickets ver-
teuert werden. 
Ein entschiedenes Nein von un-
serer Seite. Wenn die Metropol-
region ein Metropol-Ticket will, 
dann muss sie auch dafür bezah-
len!  
Leider war die Mehrheit im Aus-
schuss, CDU und FWV, auch in 
diesem Punkt anderer Ansicht.

Grün wählen
Nachhaltig investieren

Anzeige

Wer grün wählt ist gegen Atom-
kraftwerke, Gentechnologie und 
Tretminen. 
Doch investieren herkömmliche 
Altersvorsorgeprodukte meist nach 
dem reinen Gewinnprinzip ohne 
Rücksicht auf  ethische oder öko-
logische Belange. Gerade wir 
Grünen wollen genau das nicht. 
Ist doch dies ein Grund für die ak-
tuelle Finanzkrise. Viele wissen 
einfach nicht, dass sie ihre Alters-

vorsorge (Riester oder Rürup) ge-
nauso rentierlich und sicher unter 
nachhaltigen Aspekten gestalten 
können. 
Schon 1998 habe ich mich genau 
auf dieses Themenfeld speziali-
siert und helfe gerne mit weiteren 
Informationen: Eric Welte, Versi-
cherungs- und Investmentmakler, 
Sonnenhalde 30, 71642 Ludwigs-
burg, 07141-59136,
ericwelte@gmx.de
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